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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 
2016) (siehe Anlagen) 8 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

Drucksache 16/9300 

Ergänzung der Landesregierung 

Drucksache 16/10150 

Und: 

a) Einzelplan 15 – Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und 
Alter  
Vorlage 16/3177 

b) Einzelplan 11 – Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales  
Vorlage 16/3176 

– Schlussabstimmung 
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Abstimmungen zu Einzelplan 15: 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der 
laufenden Nr. 1 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und Grünen bei Enthaltung der Fraktion der FDP an. (Die 
Fraktion der CDU hat sich nicht an der Abstimmung beteiligt). 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der 
laufenden Nr. 2 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und Grünen gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei 
Enthaltung der Fraktion der Piraten an. (Die Fraktion der 
CDU hat sich nicht an der Abstimmung beteiligt.) 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der 
laufenden Nr. 3 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und Grünen gegen die Stimmen der Fraktion der Piraten bei 
Enthaltung der Fraktion der FDP an. (Die Fraktion der CDU 
hat sich nicht an der Abstimmung beteiligt.) 

Der Ausschuss nimmt die Ergänzung der Landesregierung 
Drucksache 16/10150, soweit sie den Zuständigkeitsbereich 
des Einzelplans 15 betrifft, mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und Grünen gegen die Stimmen der Fraktion der 
Piraten bei Enthaltung der Fraktion der FDP. (Die Fraktion 
der CDU hat sich nicht an der Abstimmung beteiligt.) 

In der Schlussabstimmung nimmt der Ausschuss den 
Einzelplan 15, soweit er den Zuständigkeitsbereich des AGS-
Ausschusses betrifft, in der durch die drei angenommenen 
Änderungsanträge erhaltenen Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP und Piraten an. 

Abstimmungen zu Einzelplan 11: 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der 
laufenden Nr. 4 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und Grünen bei Enthaltung der Fraktionen von CDU, FDP 
und Piraten an. 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der 
laufenden Nr. 5 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, 
Grünen und Piraten bei Enthaltung der Fraktionen von CDU 
und FDP an. 

Der Ausschuss nimmt die Ergänzung der Landesregierung 
Drucksache 16/10150, soweit sie den Zuständigkeitsbereich 
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des Einzelplans 11 betrifft, mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und Grünen bei Enthaltung der Fraktionen von 
CDU, FDP und Piraten an. 

In der Schlussabstimmung nimmt der Ausschuss den Einzel-
plan 11, soweit er den Zuständigkeitsbereich des AGS-Aus-
schusses betrifft, in der durch die zwei angenommenen 
Änderungsanträge erhaltenen Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP bei Enthaltung der Fraktion der 
Piraten an. 

2 Aktueller Stand der Umsetzung des Beschlusses 4.5 der Landes-
gesundheitskonferenz (LGK): Gesundheitliche Versorgung von 
Menschen mit Migrationsgeschichte ohne gesicherten oder geklärten 
Zugang zur Regelversorgung verbessern 19 

Bericht der Landesregierung 

Vorlage 16/3404 

Keine Rückfragen. – Ministerin Barbara Steffens (MGEPA) 
und Vorsitzender Günter Garbrecht appellieren an die 
Obleute des Ausschusses, an der 
Landesgesundheitskonferenz am 26. November 2015 
teilzunehmen.  

3 Aktueller Stand der Sicherstellung der vollstationären Notfall-
versorgung in Emsdetten und Umgebung 20 

Bericht der Landesregierung 

Vorlage 16/3413 

Ministerin Barbara Steffens (MGEPA) äußert sich zur laufen-
den Krankenhausstrukturreform. 

4 Leben retten – Förderung der Ersten Hilfe und Wiederbelebung durch 
Laien bringt mehr Erfolg 21 

Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 16/10079 

Die Fraktion der FDP beantragt die Durchführung einer 
Anhörung. 
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5 Arbeit und Ausbildung sind Schlüssel zur Integration – Neue 

Möglichkeiten des Arbeitsmarktzugangs für Flüchtlinge effektiv 
nutzen, Förderungslücken schließen 22 

Antrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 16/8656 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 16/8743 

Ausschussprotokoll 16/967 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag der Fraktionen 
von SPD und Grünen Drucksache 16/8656 mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und Grünen bei Enthaltung der 
Fraktion der CDU an. 

Der Ausschuss lehnt den Entschließungsantrag der Fraktion 
der FDP Drucksache 16/8743 mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktion der FDP bei Enthaltung der Fraktionen von CDU und 
Piraten ab. 

6 Erfahrungsbericht der Landesregierung zur Umsetzung des Gesetzes 
zur Ausführung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für das Land 
Nordrhein-Westfalen (AG SGB II NRW) 23 

Bericht der Landesregierung 

Vorlage 16/3356 

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

7 Bildungsqualität fördern 24 

Teil 2: Schulen in ihrer Ausrichtung auf berufliche Ausbildung 
stärken – die duale Ausbildung fördern – Fachkräftemangel vor allem 
im technischen Bereich beheben 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/9580 

Der mitberatende AGS-Ausschuss kommt überein, sich an 
der vom federführenden Ausschuss für Schule und 
Weiterbildung für den 20. Januar 2016 von 13:30 bis 17:00 
Uhr anberaumten öffentlichen Anhörung von 
Sachverständigen nachrichtlich zu beteiligen. 
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8 Verschiedenes 25 

a)  Landesaltenförderplan 2016/2017  

b) Verordnung zum Altenpflegegesetz (Investitionskostenförderung 
der ambulanten Pflegedienste)  

c) Anmerkung des Vorsitzenden zu Reaktionen auf die am Morgen 
abgebrochene öffentliche Anhörung von Sachverständigen zum 
Entwurf des Ersten allgemeinen Gesetzes zur Stärkung der 
Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen  

d) Anhörungstermine  

Der Ausschuss beschließt, am 17. Februar 2016 drei 
Anhörungen durchzuführen: 

10 Uhr: „Stärkung der betrieblichen und privaten Alters-
vorsorge – Entlastung bei den Beiträgen zur Kranken- und 
Pflegeversicherung“, Antrag der Fraktion der FDP. 

13:30 Uhr: „Chancen und Risiken des digitalen Arbeitswan-
dels 1 – Click- und Crowdworking“, Antrag der Fraktion der 
Piraten. Obleutevorschlag: drei bis vier gemeinsame Sachver-
ständige und zusätzlich ein Sachverständiger je Fraktion. 

15:30 Uhr: „Ehrenamt ist ein wichtiger Wegbegleiter in eine 
inklusive Gesellschaft“, Antrag der Fraktion der CDU. Obleute-
vorschlag: ein Sachverständiger je Fraktion. 

* * * 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 2016) (siehe Anla-
gen) 

Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 16/9300 

Ergänzung der Landesregierung  
Drucksache 16/10150 

Und: 

a) Einzelplan 15 – Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter  
Vorlage 16/3177  

b) Einzelplan 11 – Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales  
Vorlage 16/3176 

– Schlussabstimmung  

Vorsitzender Günter Garbrecht erteilt Frau Ministerin Steffens das Wort zur Erläute-
rung der den Einzelplan 15 betreffenden Punkte in der Ergänzungsvorlage der Lan-
desregierung.  

Ministerin Barbara Steffens (Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege 
und Alter) weist eingangs darauf hin, dass sie sich an dieser Stelle auch zum Be-
reich Frauen äußern werde, da manche dieser Themen auch gesundheitspolitische 
Relevanz hätten.  

Unter den Flüchtlingen gebe es einen hohen Anteil an traumatisierten Frauen, trau-
matisierten Kindern und traumatisierten Männern.  

Für die traumatisierten Frauen sei schon im Jahr zuvor ein Programm aufgelegt wor-
den, weil man hier auf die Infrastruktur der Frauenhäuser, die Gewaltschutzstrukturen 
zugreifen könne. Dieses gemeinsam mit den Flüchtlingsinitiativen entwickelte erste 
Sensibilisierung- und Begleitprogramm bestehe aus drei Modulen und sei bisher sehr 
stark und erfolgreich in Anspruch genommen worden. Die Initiativen sensibilisierten 
vor Ort Ehrenamtler sowie Beschäftigte in den Einrichtungen und versuchten eine 
erste Begleitung und die Vermittlung in Therapieangebote.  

Allerdings reiche dieses Angebot auch mit der Aufstockung nicht aus. Man brauche 
zusätzlich Angebote für Kinder und Jugendliche sowie für Männer.  

Derzeit gehe es darum, über die Gesundheitsabteilung niedrigschwellige psychiatri-
sche bzw. psychotherapeutische Strukturen zu gestalten. Oft könnten Traumata nicht 
direkt behandelt werden, da die Betroffenen erst einmal nicht darüber sprechen woll-
ten. Deswegen bestehe der erste Schritt immer in der Persönlichkeitsstabilisierung, 
der (Wieder-)Erfahrung der Selbstwirksamkeit. Mittel für die Entwicklung entspre-
chender Module sollten nun in den Haushalt eingestellt werden.  
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Ein grundlegendes Ziel sei es, die Flüchtlinge schnellstmöglich in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren. In diesem Zusammenhang wolle das MGEPA in den Gesundheitsberufen 
unter dem Titel „Förderung der Fachseminare“ das Projekt „welcome@healthcare 
umsetzen – ähnlich der bereits bestehenden Plattform docjobs-nrw.de, mit der Ärzte 
aus Österreich und Griechenland gewonnen würden –, sodass Träger und Flüchtlinge 
mit einer gewissen Qualifizierung den Weg zueinander finden könnten.  

Zudem unterstütze ihr Ministerium mit zahlreichen im Ausschuss schon diskutierten 
Maßnahmen das Innenministerium bei der gesundheitlichen Versorgung der Flücht-
linge, so Steffens.  

Darüber hinaus sei zum Beispiel die Anpassung der Ausnahme- und Einnahmeseite 
beim ZLG notwendig geworden. Und es müssten Mittel zur Begleichung notwendiger 
Sachkosten im Flüchtlingsbereich eingestellt werden.  

Vorsitzender Günter Garbrecht eröffnet den Ausschussmitgliedern die Möglichkeit, 
Nachfragen zu stellen.  

Peter Preuß (CDU) möchte bezogen auf das Kapitel „Gesundheitshil-
fe/Gesundheitsschutz“ wissen, was genau unter „Maßnahmen zur Unterstützung“ zu 
verstehen sei, wenn – wie von der Ministerin an anderer Stelle einmal ausgeführt – 
gesundheitliche Fragen der Flüchtlinge doch eigentlich in die Zuständigkeit des In-
nenministeriums fielen.  

Es erschließe sich ihr nicht, so Susanne Schneider (FDP), aus welchem Grund die 
Posten „Schutz für von Gewalt betroffene Frauen“, worüber traumatisierte Flüchtlings-
frauen Zuwendung und Unterstützung erhalten sollten, und der Posten „Psychiatri-
sche Versorgung“, worüber wohl auch Männer und Kinder betreut würden, extra aus-
gewiesen und nicht zusammengefasst würden.  

Torsten Sommer (PIRATEN) hält den gewählten Ansatz für richtig und extrem wich-
tig. Die Summen ließen darauf schließen, dass es zunächst um das Aufsetzen eines 
grundsätzlichen Programms gehe. Speziell bei der Hilfe für Traumatisierte werde es 
derzeit weniger um eine passgenaue psychiatrische Versorgung als um Überset-
zungsleistungen gehen. Verglichen mit den Ansätzen des MIK für solche Überset-
zungsleistungen setze das MGEPA allerdings nur geringe Summen an. Dieser Ansatz 
könne angesichts der hohen Zahl der flüchtenden Menschen und ihrer Traumatisie-
rungen sicher nur zur Entwicklung von Projekten genutzt werden. Es interessiere, ob 
diese Einschätzung zutreffe oder ob es sich doch schon um den „ganzen Topf“ han-
dele.  

Ministerin Barbara Steffens (Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege 
und Alter) beantwortet die ihr gestellten Fragen wie folgt: Die Differenzierung in 
Frauenbereich und Gesundheitsbereich folge aus der vorhandenen Fraueninfrastruk-
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tur und dem bereits im letzten Jahr gestarteten Programm. Beide Bereiche würden 
auf der Fachebene aber inhaltlich eng miteinander abgestimmt.  

 

Mit den Frauenhäusern und den Frauenberatungsstellen existiere bereits eine Infra-
struktur für von Gewalt betroffene Frauen mit und ohne Migrationsgeschichte, die im 
Erkennen und Begleiten traumatisierter Frauen eine hohe Kompetenz aufweise. Die-
se nutze man in einem ersten Schritt, um ein schnelles Modul, ein schnelles Pro-
gramm zu entwickeln, damit auch Kinder, Jugendliche und Männer Hilfe erhalten 
könnten, für die es noch keine vergleichbaren Strukturen gebe.  

In einem zweiten Schritt versuche man, gemeinsam mit medica mondiale Peer-to-
Peer-Projekte aufzulegen. Diese Organisation verfüge über sehr viel Erfahrung in 
Kriegs- und Fluchtgebieten, wo sie mit traumatisierten Frauen, die als Teil des Krie-
ges Vergewaltigungen erlebten, arbeiteten. Ein wissenschaftlich evaluierter Ansatz 
zeige, dass Peer-to-Peer-Projekte aufgrund der unmittelbaren Erreichbarkeit in der 
frühen Phase oft am wirksamsten seien. Mit diesen Projekten sollten zunächst einmal 
nur geflüchtete Frauen, die in Kommunen angekommen seien und bleiben würden, 
qualifiziert werden, um selber Peer to Peer in die Fläche gehen zu können. Man müs-
se neue Ressourcen wie diese haben, denn im hiesigen Gesundheitswesen gebe es 
nicht genug Menschen, die die Traumabegleitung über irgendein Add-on machen 
könnten. 

Vergleichbare Strukturen wie die Gewaltschutzinfrastruktur im Frauenbereich müss-
ten für traumatisierte Kinder und Jugendliche sowie für traumatisierte Männer erst 
noch aufgebaut werden. Die Hilfe fange hier fast bei null an. Deswegen führe das Mi-
nisterium im Dezember eine große Veranstaltung durch, wo viele Akteure zusammen-
kämen, zum Beispiel psychiatrische Kliniken, um gemeinsam Konzepte und Baustei-
ne sowohl für Kinder und Jugendliche als auch für Männer zu entwickeln. Für Peer-to-
Peer-Projekte in Herkunftsländern ließen sich aufgrund bestimmter kultureller Barrie-
ren eher Frauen als Männer gewinnen. Kein Bundesland habe hiermit Erfahrungen 
gemacht, an die man anknüpfen könnte.  

Bei Peer-to-Peer-Projekten stelle sich das Problem des Dolmetschens nicht. Insge-
samt stünden dennoch nicht genügend Dolmetscher zur Verfügung. Deshalb wolle 
man zusätzliche Bausteine wie nonverbale Kunst- und Musiktherapien der Kinder- 
und Jugendpsychiatrie für den Einsatz in Schulen und Kindergärten akquirieren. 
Nordrhein-Westfalen setze sich auch dafür ein, dass der Bund Dolmetscher bei-
spielsweise in einem Pool zur Verfügung stelle. Neben qualifizierten muttersprachli-
chen Therapeuten mangele es vor allem an Dolmetschern, die Therapie kultursensi-
bel dolmetschen könnten. Bis diese Dolmetscher für eine Therapie zu dritt ausgebil-
det und qualifiziert seien, hätten sich die Traumata allerdings schon chronifiziert. 
Deswegen müsse man schnell handeln und die vorhandenen Ressourcen – auch im 
stationären Bereich –bündeln, um zumindest diejenigen zu erreichen, deren Behand-
lung Priorität habe.  
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Darüber hinaus wolle man zum Beispiel zusammen mit Universitäten, die im Bereich 
Psychiatrie unterwegs seien, Schulungs- und Qualifizierungsangebote im E-Learning-
System für Lehrer und die Jugendhilfe erstellen. Diese fragten sich angesichts der 
steigenden Zahl an geflüchteten Kindern und Jugendlichen im Regelsystem, wie sich 
Traumata erkennen ließen, wie man bei bestimmen Anzeichen vorgehen müsse, wel-
che Maßnahmen zu ergreifen seien, wo man Hilfe bekommen könne. Diejenigen, die 
in den Strukturen regulär arbeiteten, brauchten Unterstützung, um selber stabil zu 
sein und nicht aus Unwissenheit die Traumatisierung durch Retraumatisierung zu 
verstärken.  

Mit solchen schnell entwickelten Bausteinen und Maßnahmen könne man auf einem 
niedrigen Niveau in der Breite schon viel erreichen. 

Zu der Frage, was das MGEPA unter dem Punkt „Gesundheitshil-
fe/Gesundheitsschutz“ leiste, wenn es doch nicht die Zuständigkeit für die gesund-
heitliche Versorgung in den Erstaufnahmeeinrichtungen habe, äußert die Ministerin: 
In ihre Zuständigkeit falle der ÖGD, über den Maßnahmen zur Unterstützung ergriffen 
würden. Hier gehe es um Untersuchungen und Hilfestellungen beim Schuleintritt, zum 
Beispiel schulärztliche Untersuchungen, aber auch um die psychiatrische oder psy-
chotherapeutische Versorgung von schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen vor 
Ort. Gemeinsam mit dem ÖGD würden in vielen Bereichen Konzepte und Maßnah-
men den Gesundheitsschutz und die gesundheitliche Versorgung betreffend entwi-
ckelt, um die kinder- und jugendmedizinischen Dienste zu unterstützen.  

An dieser Stelle fänden sich aber auch die Unterstützungsleistungen für das Innenmi-
nisterium wieder. Es gelte, Strukturen zu verändern und zu entwickeln, um die Pro-
zessabläufe für die Inaugenscheinnahme und die Röntgenuntersuchung in den Erst-
aufnahmelagern zu optimieren und irgendwann einen Regelbetrieb zu erreichen.  

Dem Ausschuss sei vor einiger Zeit die App „Lola-nrw“ für Prostituierte vorgestellt 
worden, worüber Migrantinnen zum Beispiel aus Bulgarien oder aus Rumänien das 
hiesige Gesundheitswesen erklärt werde. Da dieses System sehr guten Anklang fin-
de, solle nun auch für Flüchtlinge, die aus Unwissenheit oft eher ein Krankenhaus 
aufsuchten als einen niedergelassenen Arzt, eine entsprechende Informations-App 
entwickelt werden. Es trage zur Stabilisierung bei, wenn diejenigen, die dauerhaft 
hierblieben, das hiesige Gesundheitswesen verstünden und nutzen könnten. 

Gerne könne man einmal in einer Ausschusssitzung jenseits des Haushalts versu-
chen, die Leistungen im gesundheitlichen Bereich zusammenzufassen.  

Das sei ein wahres Feuerwerk an Informationen gewesen, merkt Vorsitzender Gün-
ter Garbrecht an. Offenbar gebe es dennoch weitere Nachfragen.  

Torsten Sommer (PIRATEN) kommt auf die Versorgung unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge zu sprechen: Seit Kurzem verblieben sie nicht mehr in den Kommunen, in 
denen sie zum ersten Mal registriert worden seien, sondern würden ebenfalls im Land 
verteilt. Die kommunale Familie äußere dazu diverse Bedenken, vom Landesjugend-
amt werde aktuell viel erwartet. Insbesondere mit Blick auf traumatisierte Jugendliche 
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interessiere, wie die Schnittstelle zum Landesjugendamt und den tragenden Land-
schaftsverbänden aussehe.  

Vorsitzender Günter Garbrecht weist darauf hin, dass sich der Entwurf des fünften 
Ausführungsgesetzes zum Kinder- und Jugendhilfegesetz derzeit in der parlamentari-
schen Beratung befinde.  

Ministerin Barbara Steffens (Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege 
und Alter) erklärt, für die Verteilung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge seien die 
Jugendämter vor Ort zuständig. Die politische Verantwortung trage demnach das Mi-
nisterium für Familie, Kinder, Jungend, Kultur und Sport. Die gesundheitliche Versor-
gung und Begleitung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge erfolge über die Ge-
sundheitsämter. Die Vernetzung finde auch in diesem Fall über den ÖGD statt. Es 
gehe darum, die Lehrer und Lehrerinnen, Kindergärtnerinnen und Erzieherinnen ent-
sprechend zu stärken. Die Unterstützung bestehe in Angeboten zur frühzeitigen Sta-
bilisierung traumatisierter Kinder. Ziel sei es, in die Regelsysteme zu kommen.  

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge seien überwiegend männlich und zwischen 15 
und 17 Jahren alt. Die Schulpflichtigen unter ihnen würden am ehesten im Schulsys-
tem erreicht, in den meisten Fällen in Vorbereitungsklassen. Hier kämen dann die zu 
entwickelnden Bausteine zum Erkennen von Traumata und zum Ergreifen stabilisie-
render Maßnahmen zum Tragen. Allerdings liege es an der zuständigen Jugendhilfe 
vor Ort, die Angebote und Ressourcen auch in Anspruch zu nehmen.  

Einzelplan 15 – Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Michael Scheffler (SPD) erläutert die drei Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen 
zu Einzelplan 15: 

Mit dem Änderungsantrag mit der laufenden Nr. 1 wollten SPD und Grüne die Pfle-
gewissenschaften stärken und durch sie die in den nächsten Jahren anstehenden 
pflegepolitischen Herausforderungen in Nordrhein-Westfalen begleiten lassen. Dies 
entspreche im Übrigen einer Empfehlung der ehemaligen Enquetekommission zur Si-
tuation und Zukunft der Pflege in NRW.  

So das Pflegeberufsgesetz komme, stünden die Pflegeberufe vor neuen Herausforde-
rungen. Mit dem Änderungsantrag mit der laufenden Nr. 2 wollten die Koalitionsfrakti-
onen daher auch die Möglichkeit eröffnen, gemeinsam mit den Trägern Modellprojek-
te in der Pflegeausbildung und in Gesundheitsfachberufen auf den Weg zu bringen. 
Allerdings müsse der in diesem Antrag für das Jahr 2016 angeführte Ansatz von 
3.291.600 € angepasst werden. Hinzu kämen die 250.000 € für die Umsetzung des 
vom MGEPA vorgestellten Projektes „welcome@healthcare“ – Flüchtlingsintegration 
in den Gesundheits- und Pflegearbeitsmarkt – und die von den Koalitionsfraktionen 
beantragten zusätzlichen 200.000 €. Die Gesamtsumme liege dann bei 3.741.600 €. 

Mit dem Änderungsantrag mit der laufenden Nr. 3 wollten SPD und Grüne zum The-
ma „Pflege, Alter, demografische Entwicklung“ den insbesondere bei der Verabschie-
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dung des GEPA diskutierten Quartiersansatz in den Kommunen unterstützen. Bedeu-
tung habe dies vor allem vor dem Hintergrund, dass die Kommunen in der Pflegepla-
nung künftig eine zentralere und aktivere Rolle einnehmen sollten. Die Koalitionsfrak-
tionen hofften, die Kommunen mit diesen Haushaltsmitteln dazu anregen zu können, 
sich mit der weiteren Gestaltung der Pflegeinfrastruktur in den Quartieren zu befas-
sen und Konzepte zu entwickeln, die als Blaupause dann auch von anderen Kommu-
nen genutzt werden könnten.  

Der Ausschuss möge diesen Änderungsanträgen zustimmen, so Scheffler abschlie-
ßend.  

Vorsitzender Günter Garbrecht merkt an, weitere Änderungsanträge lägen bisher 
nicht vor.  

Seine Fraktion stelle keinen Antrag, so Oskar Burkert (CDU). Er wolle zum Ände-
rungsantrag Nr. 2 der Koalitionsfraktionen lediglich anmerken, dass es nicht Aufgabe 
eines Fachministeriums sein könne, die Mittel aufzustocken, um einen aktuellen 
Mangel an akademischem Personal zu beheben. Die akademische Ausbildung falle in 
die Zuständigkeit des Wissenschaftsministeriums. Daher sollten dort auch alle Mittel 
für akademisches Personal gebündelt werden. Ansonsten müsste für die Verkehrsin-
genieure auch das Verkehrsministerium und für die Bauingenieure auch das Baumi-
nisterium zuständig sein.  

(Ministerin Barbara Steffens [Ministerium für Gesundheit, Emanzipa-
tion, Pflege und Alter]: Das ist bei uns! Das war schon bei Laumann 
so!) 

Vorsitzender Günter Garbrecht meint, wer den Haushalt kenne, wisse auch um die 
Unterstützung der Pflegewissenschaften durch das MGEPA. Die vorgesehene Etati-
sierung sei fachgerecht.  

Susanne Schneider (FDP) erklärt, diesen Änderungsanträgen, die durchaus span-
nende Punkte enthielten, in der laufenden Sitzung definitiv nicht zustimmen zu kön-
nen, da sie ihr erst seit dem Morgen vorlägen und sie darüber gerne noch mit ihrer 
Fraktion diskutieren würde.  

Er sei froh, hält Vorsitzender Günter Garbrecht entgegen, dass es nach langer Zeit 
endlich gelungen sei, jedenfalls in Teilbereichen zu einer inhaltlichen Beratung und 
Beschlussfassung von Änderungsanträgen zum Haushaltsgesetzentwurf auch in den 
Fachausschüssen zurückzukehren. 

Auch Peter Preuß (CDU) meldet für seine Fraktion ebenfalls Beratungsbedarf insbe-
sondere zur Ergänzung an und beantragt eine pflichtige Beteiligung des AGS-
Ausschusses an der vom HFA geplanten Anhörung.  
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Vorsitzender Günter Garbrecht geht davon aus, dass dieser Antrag auf pflichtige 
Beteiligung an der Anhörung des HFA keine Zustimmung im AGS-Ausschuss finden 
werde. Vereinbart worden sei, die für die jeweiligen Ministerien spezifischen Ergän-
zungen im AGS-Ausschuss vorzutragen. Es sollte also nichts daran hindern, über die 
Änderungsanträge, die schon seit Längerem vorliegende Ergänzung und den Ge-
samthaushalt im Fachausschuss abzustimmen. Dass die Oppositionsfraktionen nun, 
da endlich wieder die von allen gewünschte Haushaltsplanberatung im Fachaus-
schuss stattfinden solle, ebendiese Beratung nicht führten und eine Beteiligung an 
den Beratungen im HFA beantragten, verwundere schon sehr.  

Claudia Middendorf (CDU) argumentiert, den Abgeordneten sei es nicht möglich 
gewesen, sich mit den Anträgen zu befassen, da diese erst am selben Morgen zuge-
gangen seien, der Ausschuss aber bereits um 10 Uhr mit einer Anhörung begonnen 
habe. Sie bitte darum, den geäußerten Beratungsbedarf nicht einfach vom Tisch zu 
wischen, sondern die Möglichkeit einzuräumen, sich mit der Fraktion kurzzuschlie-
ßen.  

In der politischen Diskussion komme es immer wieder zu solchen Situationen, so 
Vorsitzender Günter Garbrecht. Der Fachausschuss habe sich mit dem Thema hin-
länglich befasst.  

Torsten Sommer (PIRATEN) schließt sich den Äußerungen der Abgeordneten Mid-
dendorf an: Wenn der Ausschuss zu allen Themen, über die er ständig diskutiere, 
kurzfristig Beschlussvorlagen vorfände, wäre zwar kurzfristig vieles abgearbeitet, es 
würden aber sicher nicht immer gute Ergebnisse erreicht. Es sei nicht redlich, einfach 
über Vorlagen zu beschließen, die erst wenige Stunden auf dem Tisch lägen. Der an-
gemeldete Beratungsbedarf sollte berücksichtigt werden.  

Vorsitzender Günter Garbrecht konstatiert, bei der Planung dieser Ausschusssit-
zung sei klar gewesen, dass die Tagesordnung die Beratung von Änderungsanträgen 
und die Schlussabstimmung zum Haushalt umfasse.  

In der Tat sei der Terminplan für die Beratungen zum Haushalt 2016 seit langer Zeit 
bekannt, pflichtet Michael Scheffler (SPD) bei. Wenn die Oppositionsfraktionen den 
Änderungsanträgen von SPD und Grünen in dieser Sitzung nicht zustimmen könnten, 
empfehle er, sich der Stimme zu enthalten und in der zweiten und dritten Lesung des 
Haushalts zuzustimmen.  

Vorsitzender Günter Garbrecht lässt sodann abstimmen.  

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der laufen-
den Nr. 1 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und Grü-
nen bei Enthaltung der Fraktion der FDP an. (Die Fraktion der 
CDU hat sich nicht an der Abstimmung beteiligt). 
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Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der laufen-
den Nr. 2 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und Grü-
nen gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Enthaltung 
der Fraktion der Piraten an. (Die Fraktion der CDU hat sich 
nicht an der Abstimmung beteiligt.) 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der laufen-
den Nr. 3 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und Grü-
nen gegen die Stimmen der Fraktion der Piraten bei Enthal-
tung der Fraktion der FDP an. (Die Fraktion der CDU hat sich 
nicht an der Abstimmung beteiligt.) 

Der Ausschuss nimmt die Ergänzung der Landesregierung 
Drucksache 16/10150, soweit sie den Zuständigkeitsbereich 
des Einzelplans 15 betrifft, mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und Grünen gegen die Stimmen der Fraktion der Pi-
raten bei Enthaltung der Fraktion der FDP. (Die Fraktion der 
CDU hat sich nicht an der Abstimmung beteiligt.) 

In der Schlussabstimmung nimmt der Ausschuss den Einzel-
plan 15, soweit er den Zuständigkeitsbereich des AGS-
Ausschusses betrifft, in der durch die drei angenommenen 
Änderungsanträge erhaltenen Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP und Piraten an.  

Einzelplan 11 – Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales  

Vorsitzender Günter Garbrecht weist an dieser Stelle darauf hin, dass Herr Minister 
Schmeltzer an der ASMK teilnehme. 

Staatssekretär Dr. Wilhelm Schäffer (Ministerium für Arbeit, Integration und So-
ziales) trägt vor:  

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Vielen Dank, dass ich 
kurz ausführen darf, an welcher Stelle der Einzelplan 11 von der Ergänzungsvorla-
ge betroffen ist. Es sind drei Positionen.  

Eine Position sieht eine Personalaufstockung in der Abteilung Integration unseres 
Ministeriums vor. Sie können sich vorstellen, dass die Personalausstattung unserer 
Integrationsabteilung mit Blick auf die bevorstehenden Aufgaben nicht auskömm-
lich ist. Wir halten es für notwendig, einige Referate zusätzlich aufzubauen, die 
sich mit den vor uns liegenden Aufgaben der gesellschaftlichen Integration von 
Flüchtlingen beschäftigen und diese unterstützen. 
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Im Zusammenhang damit haben wir – zweite Position – das Programm „KommAn-
NRW“ vorgesehen. Dabei geht es um die gesellschaftliche Integration von Flücht-
lingen vor Ort. Das Programm soll die bereits bestehende integrationspolitische Inf-
rastruktur, die Kommunalen Integrationszentren, personell besser aufstellen, die im 
Wesentlichen bei den Wohlfahrtsverbänden aufgebauten Integrationsagenturen 
personell verstärken und auch Mittel in pauschalierter Form bereitstellen, um bei 
der vor uns liegenden schwierigen Aufgabe der gesellschaftlichen Integration eh-
renamtliche Tätigkeit in den Kommunen vonseiten des Landes ein Stück weit un-
terstützen zu können. 

Die dritte Position bezieht auf den in diesem Ausschuss häufig diskutierten, beglei-
teten und geradezu forcierten Heimkinderfonds II. Wir haben uns ja im Auftrag und 
auf Basis eines Beschlusses des nordrhein-westfälischen Landtags auf Bundes-
ebene und gegenüber den anderen Bundesländern dafür eingesetzt, dass es einen 
zweiten Heimkinderfonds geben möge. Wir haben mehrfach über den Stand der 
Verhandlungen berichtet. Diese sind nun so weit gediehen, dass wir sagen: Wir 
brauchen eine feste haushalterische Absicherung für das, was da in 2016 auf uns 
zukommen kann. In der Ergänzung haben wir eine Position von 5 Millionen € vor-
gesehen, um den Heimkinderfonds II mit Mitteln aus NRW zu dotieren, damit er im 
nächsten Jahr, wenn alle Verabredungen und Beschlüsse mit der Bundesregie-
rung, den anderen Bundesländern und den Kirchen in trockenen Tüchern sind, hier 
auch umgesetzt werden kann.  

Das sind die Positionen, an denen der Einzelplan 11 von der Ergänzung betroffen 
ist.  

Vorsitzender Günter Garbrecht eröffnet die Möglichkeit, Nachfragen zu stellen.  

Ulrich Alda (FDP) erkundigt sich namens seiner Fraktion, ob die für den Heimkinder-
fonds II vorgesehene Verpflichtungsermächtigung tatsächlich auskömmlich sei und ob 
die Finanzierung über das nächste Haushaltsjahr hinausgehen solle.  

Staatssekretär Dr. Wilhelm Schäffer (Ministerium für Arbeit, Integration und So-
ziales) antwortet, für 2016 müssten nach derzeitiger Kalkulation – Dotierung pro Fall, 
Mitfinanzierung zum Beispiel durch die Wohlfahrtsverbände – 5 Millionen € auskömm-
lich sein. Da der Heimkinderfonds so anlegt sein solle, dass alle Betroffenen in den 
Genuss dieser Mittel kommen könnten, würden sicher auch über das nächste Jahr 
hinaus Mittel benötigt. Darüber werde aber erst nach Vorlage der Haushaltsplanent-
würfe der Jahre 2017 folgende zu beraten sein.  

Michael Scheffler (SPD) begrüßt namens der Koalitionsfraktionen ausdrücklich, dass 
mit der Ergänzung zum Haushalt nun auch die Mittel für den Heimkinderfonds II be-
reitgestellt würden. Es sei erfreulich, dass das außerordentlich große Engagement 
des AGS-Ausschusses und seines Vorsitzenden in dieser Frage nun Früchte trage. 
Nun bleibe zu hoffen, dass dieses Thema mit den anderen 15 Bundesländern und 
dem Bund schnell ausverhandelt werde, sodass die Betroffenen schnell von den ein-
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gestellten Mitteln profitieren könnten. An das Ministerium gehe ein herzliches Danke-
schön dafür, dass dies doch noch gelungen sei.  

Man sollte den Tag nicht vor dem Abend loben, so Vorsitzender Günter Garbrecht. 
Das Parlament habe seine Hausaufgaben gemacht. Die laufende ASMK versuche 
derzeit, die Einmütigkeit aller Bundesländer herzustellen. Das Ergebnis bleibe abzu-
warten.  

Nun folge die Beratung über Änderungsanträge zum Einzelplan 11.  

Michael Scheffler (SPD) teilt mit, die Koalitionsfraktionen wollten mit dem Ände-
rungsantrag mit der laufenden Nr. 4 den inklusiven Sport in Nordrhein-Westfalen un-
terstützen, insbesondere Menschen mit geistiger Behinderung eine Begleitung er-
möglichen und ihnen auch Wahlmöglichkeiten einräumen. Die veranschlagten Mittel 
sollten dem Verein Special Olympics Deutschland e. V. zukommen, der sich um diese 
Klientel kümmere.  

Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen mit der laufenden Nr. 5 betreffe das In-
klusionsstärkungsgesetz, zu dem der Ausschuss am Morgen eine Anhörung begon-
nen habe. Entsprechend den bisherigen Ausschussberatungen und dem hierzu vor-
liegenden Gutachten sollten 400.000 € für Kommunikationshilfen im Haushalt 2016 
veranschlagt werden, die sicher auskömmlich wären.  

Der Ausschuss möge diesen Änderungsanträgen zustimmen, so der Abgeordnete 
abschließend.  

Peter Preuß (CDU) möchte wissen, ob auch das Ministerium von der Auskömmlich-
keit dieser 400.000 € ausgehe.  

Staatssekretär Dr. Wilhelm Schäffer (Ministerium für Arbeit, Integration und So-
ziales) erklärt, nach allen bisher dazu angestellten Kalkulationen müssten die 
400.000 € auskömmlich sein. Sollte dies angesichts der nach dem Inklusionsstär-
kungsgesetz hoffentlich geltend gemachten Rechtsansprüche allerdings wider Erwar-
ten nicht der Fall sein, sei haushalterisch genügend Vorkehrung getroffen, um über-
planmäßig zu reagieren. 

Vorsitzender Günter Garbrecht erinnert an das im AGS-Ausschuss diskutierte Gut-
achten, in dem ein solcher Betrag für Nordrhein-Westfalen – in Anlehnung an ent-
sprechende Leistungen in Baden-Württemberg – genannt worden sei.  

Nun folgten die Abstimmungen.  

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der laufen-
den Nr. 4 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und Grü-
nen bei Enthaltung der Fraktionen von CDU, FDP und Piraten 
an.  
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Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag mit der laufen-
den Nr. 5 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, Grünen 
und Piraten bei Enthaltung der Fraktionen von CDU und FDP 
an.  

Der Ausschuss nimmt die Ergänzung der Landesregierung 
Drucksache 16/10150, soweit sie den Zuständigkeitsbereich 
des Einzelplans 11 betrifft, mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und Grünen bei Enthaltung der Fraktionen von 
CDU, FDP und Piraten an.  

In der Schlussabstimmung nimmt der Ausschuss den Einzel-
plan 11, soweit er den Zuständigkeitsbereich des AGS-
Ausschusses betrifft, in der durch die zwei angenommenen 
Änderungsanträge erhaltenen Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP bei Enthaltung der Fraktion der 
Piraten an.  
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